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Bauern bereiten sich auf den Klimawandel vor

K
limawandel? „Der ist schon längst
da“, sagt Hans-Peter Buhl. Der
Landwirt bewirtschaftet gemein-

sam mit seiner Frau und seinem Sohn rund
100 Hektar Ackerland, Grünland und Wald
bei Hilzingen (Kreis Konstanz). Zudem hal-
ten sie rund 50 Milchkühe. „Wir bemerken
den Wandel schon“, sagt Buhl. In den ver-
gangenen Jahren hätten beispielsweise die
Trockenperioden zugenommen, ebenso wie
Unwetter mit Hagel, Starkre-
gen und Stürmen. „Wir gehen
jeden Tag mit der Natur um.
Das ist unserKapital.“

Um für die Zukunft gerüs-
tet zu sein, nehmenDoris und
Hans-Peter Buhl an einem
von der EU geförderten Pro-
jekt der Internationalen Bo-
denseekonferenz (IBK) teil.
Dabei werden zehn Betriebe aus Deutsch-
land, der Schweiz und Österreich auf Mög-
lichkeiten zur Anpassung an den Klima-
wandel untersucht. „Wir analysieren, wo
die Höfe stehen, schauen uns zum Beispiel
an,wie vielKraftstoff sie verbrauchen, oder
wie sie ihre Böden bearbeiten“, sagt Volker
Kromrey, Projektleiter bei der Bodensee-
Stiftung, die für die IBK die Betriebe unter
die Lupenimmt.

Mithilfe eines Computerprogramms
wird schließlich ausgerechnet, wo die
Buhlsunddie anderenHöfeeinsparenkön-
nen. Schon jetzt haben sie – als Ergebnisse
aus einem früheren EU-Projekt zum
Klimaschutz – beispielsweise Wärmepum-
pen ausgetauscht und den Lagerraum für
Gülle erweitert, damit sie erst danndüngen
müssen, wenn das Wetter geeignet ist.
Zudem brauchen sie wegen der längeren

Verweildauer des Substrats in
der Biogasanlage sieben Pro-
zent weniger Energiepflan-
zen, um die gleiche Menge
Stromzu erzeugen.

Hans-Peter Buhl fährt
außerdemmit einemGPS-Ge-
rät am Traktor. „Damit man
nicht dieselbe Stelle zweimal
düngt“, sagt er. „Damit kann

man sogar nachts fahren.“ Dass man die
Augen trotzdem offenhalten muss, habe
ihm aber ein Zusammenstoßmit einemJä-
gersitz gezeigt, fügt er lachendhinzu.

Sollte sich das Klima am Bodensee so
weiter entwickeln wie bisher, könnte das
für die Bauern auf deutscher, Schweizer
undösterreichischerSeite gravierendeFol-
gen haben. „Es könnte sein, dass künftig
zwei Ernten pro Jahr möglich sind“, sagt

Kromrey. Was auf den ersten Blick vielver-
sprechend klingt, könnte aber einhergehen
mit einer allgemeinen Wasserknappheit,
die die Buhls schon jetzt spüren.

DieBauernfamilie hatmit derBiogasan-
lage auf ein weiteres Standbein gesetzt.
„Das Blockheizkraftwerk hat 120 Kilowatt
elektrischer Leistung und erzeugt Strom
undWärme“, erklärt Hans-Peter Buhl. Die
anfallende Abwärme werde zum Heizen
desWohnhauses und verschiedener weite-
rer Gebäude genutzt, Strom darüber hi-
naus ins Netz eingespeist. „Gefüttert“ wird
die Anlage mit Energiepflanzen, unter an-
derem Mais, Grünroggen, Weidelgras und
Gülle und derMist aus demMilchviehstall.

Die Landwirte am Bodensee müssten
sich mit geeigneten Strategien auf den
Wandel einstellen, sagt Kromrey. So müss-
ten sie sich etwa fragen: Lohnt es sichnoch,
in einen neuen Schlepper zu investieren?
Setze ich lieber auf mehr Milchvieh oder
doch eher auf eine größere Biogasanlage?
Welche Pflanzen baue ich in Zukunft an,
welche sind gegenüber denVeränderungen
robust oder passen sich gut an? Wie wird
sichdieFutterqualität indennächstenJah-
ren entwickeln? Anderthalb Jahre dauert
das EU-Projekt, an dessen Ende auch eine
Art Handlungsempfehlung stehen soll.
„Wir wollen das beste aus Theorie und Pra-
xis verbinden“, sagtKromrey. lsw

Landwirtschaft Gefördert von der EU testen zehn Betriebe rund um den
Bodensee, was sie künftig anbauen und wie sie Energie erzeugen.
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„Wir gehen
jedenTagmit
derNatur um.Das
ist unserKapital.“
Hans-Peter Buhl,
Landwirt in Hilzingen

D
er Gutachterstreit um den Kauf-
preis der EnBW-Aktien geht in die
nächste Runde. Der von der Stutt-

garter Staatsanwaltschaft beauftragte Fi-
nanzexperte Wolfgang Ballwieser soll sich
eklatant verrechnet haben. Das wirft ihm
Henner Schierenbeck vor, der 20 Jahre
lang an der Universität Basel Ordinarius
fürBankmanagement undControllingwar.
Er hat das Gutachten Ballwiesers im Auf-
trag der Anwälte des Investmentbankers
Dirk Notheis überprüft. Ballwieser habe
demnach nicht berücksichtigt, dass für das
Kernkraftwerk Philippsburg ab 2019 bis

2032 jährlich mehr als
100 Millionen Euro
Förderbeiträge zu er-
warten seien. Dieser
Fehler senke den
Unternehmenswert
der EnBW im „Modell
Ballwieser“ um fast
eineMilliardeEuro.

Das schreiben die
Anwälte von Dirk Not-
heis an die Staatsan-

waltschaft Stuttgart. Ohne denFehlerwäre
Ballwieser mit seiner Methode zu einem
Wert von 38,48 Euro gekommen, statt der
von ihm ermittelten 34,58 Euro, rechnet
Schierenbeck in der Systematik von Ball-
wieser nach. Das Land hatte im Dezember
2010 für das Aktienpaket der EnBW dem
französischen Stromkonzern EdF 40 Euro
pro Aktie inklusive des Paketzuschlags be-
zahlt. Den Deal hatte der damalige Minis-
terpräsident Stefan Mappus (CDU) abge-
schlossen. Als Berater war Dirk Notheis tä-
tig. Ballwieser war zu dem Schluss
gekommen, das Land habe 780 Millionen
Euro zu viel bezahlt. Der Kaufpreis hatte
4,67MilliardenEuro betragen.

Die Rechtsanwälte listen in einem
Schreiben an die Staatsanwaltschaft Stutt-
gart weitere Fehler auf. Sowohl die Vertre-
ter von Dirk Notheis als auch die Anwälte

von Stefan Mappus betonen, aufgrund des
„eklatanten Rechenfehlers“ könne das
Gutachten von Professor Ballwieser nicht
die Grundlage der staatsanwaltschaftli-
chenErmittlungen sein.

Die Staatsanwaltschaft bestätigte, dass
bereits am Montag der Schriftsatz des
FrankfurterAnwaltsWolf Schiller samt der
Kritik Schierenbecks eingegangen sei.
Schiller vertritt Notheis. Zu den Inhalten
machte der Sprecher der Staatsanwalt-
schaft keine Angaben. Man werde die Kri-
tik prüfen, eventuell beimGutachter nach-
fragenundbewerten,wieweit sich dieGut-
achtenwidersprächen.

Wolfgang Ballwieser verwies gegenüber
der Stuttgarter Zeitung darauf, dass er der
Staatsanwaltschaft zurVertraulichkeit ver-
pflichtet sei. Details werde er nur gegen-
über der Staatsanwaltschaft, und – wenn
die Staatsanwaltschaft zustimme– denAn-
wälten der betroffenen Parteien darlegen.
Nicht jedoch der Öffentlichkeit. Er setze
sich mit den Vorwürfen auseinander. Ball-

wieser sagte lediglich: „Ich bin überzeugt,
dass dieVorwürfe unzutreffend sind.“

Ballwiesers Expertise war vielfach als
unabhängig und besonders gewichtig er-
achtet worden, da derMünchner Professor
als erster von bislang vier Gutachtern Zah-
len des Unternehmens verwendet hatte.
Hans-Ulrich Sckerl, der Grünen-Obmann
im EnBW-Untersuchungsausschuss, be-
tont dennauch, bei derKritik anBallwieser
handle es sich um ein „Parteigutachten des
Beschuldigten Dirk Notheis“. Es diene
„ausschließlich der Verteidigung eines der
Hauptverantwortlichen beim Zustande-
kommen des EnBW-Deals“. Ein Großteil
der Vorwürfe sei zudem nicht neu. Das gel-
te etwa für denPaketzuschlag, denBallwie-
ser nicht berücksichtigt habe. Sckerl be-
tont, der Zuschlag, den Mappus bezahlt
hatte, sei nicht gerechtfertigt gewesen.
Sckerlweist auchdenVorwurf zurück,Ball-
wieser habe seine Prognosewerte für die
Strompreisentwicklung auf die Marktsitu-
ationnachdemReaktorunfall vonFukushi-

ma bezogen. Vielmehr habe er eine Studie
für ein Energiekonzept der Bundesregie-
rung vom August 2010 verwendet, sagte
Sckerl der Stuttgarter Zeitung.

Die Vorwürfe, vor allem aber der Re-
chenfehler, müssten „selbstverständlich“
überprüft werden. Der Ausschuss erwarte,
dass sich Ballwieser und die Staatsanwalt-
schaft dazu äußerten. Ballwieser ist für den
31. Januar in den Ausschuss eingeladen.
Die FDP fordert, dass der Ausschuss auch
Henner Schierenbeck anhört. Sollten die
Regierungsfraktionendies ablehnen, so kä-
me das dem Beweis gleich, Grüne und SPD
wollten „einmal mehr nur diejenigen hö-
ren, die sie hören wollen“, verlautbarte der
FDP-ObmannAndreasGlück.

DieRegierung, die von derEdF830Mil-
lionenEurowegendeszuhohenPreiseszu-
rückfordert, hält sich mit der Bewertung
zurück. Jetzt sei es an der Staatsanwalt-
schaft, die Kritik zu prüfen, sagte Finanz-
minister Nils Schmid (SPD). Mit der Klage
habe dasGutachtennicht direkt zu tun.

Harte Kritik am jüngsten EnBW-Gutachten
Aktienkauf Der Experte der
Staatsanwaltschaft soll sich
verrechnet haben. Der Betroffene
widerspricht. Von Renate Allgöwer

D
er Landesverband des Bundes
Deutscher Architekten (BDA) ist
enttäuscht von der grün-roten

Landesregierung. Diese verlange, dass die
Universität Stuttgart ihr auf acht Semester
angelegtes renommiertes Architekturstu-
dium mit dem Abschluss Bachelor auf
sechs Semester verkürze, klagt der BDA-
Landesvorsitzende Peter Schürmann.
Sechs Semester führten aber zu keiner Be-
rufsqualifikation. Nur wer ein achtsemest-
riges Studium absolviert hat und zwei Jah-
re praktische Erfahrung nachweisen kann,
wird als Architekt in die Architektenkam-
mer aufgenommen. Das ist die Vorausset-
zung, umdenBeruf auszuüben.

Längst nicht jeder Bachelor bekommt
einen Masterstudienplatz. „Wenn jemand
durchdieQuotierungnicht zumMaster zu-
gelassen wird, ist er nach sechs Semestern
Praktikant“, warnt Schürmann. Seit dem
Wintersemester 2009/10 bietet die Uni
Stuttgart den achtsemestrigen Bachelor-
studiengang an. Zusammen mit der TU
München, an der Studenten ebenfalls in
achtSemesternzumBachelorgelangen, ge-
höre Stuttgart zu den am besten bewerte-
ten Studiengängen in der Republik, sagt
Schürmann. Er will als Verbandsvorsitzen-
der der Architekten „nicht widerspruchs-
los hinnehmen“, dass das Ministerium die
Universität dazu zwinge, gute und an-
erkannteCurricula zu verändern.

Eine Sprecherin von Wissenschaftsmi-
nisterin Theresia Bauer (Grüne) wider-
spricht. Das Ministerium verbiete nicht
den achtsemestrigen Bachelorstudien-
gang. Vielmehr hat die Uni Stuttgart für
dieses Wintersemester einen Masterstu-
diengang „Architektur und Stadtplanung“
beantragt, der vier Semester umfasst und
auf den Bachelor aufbauen soll. Diesen hat
das Ministerium zunächst nur für ein Jahr
genehmigt. Bauer verweist in einer Ant-
wort auf eineLandtagsanfrage derCDUda-
rauf, dass mit dem viersemestrigenMaster
das Studium insgesamt zwölf Semester
dauern würde. Die Länder haben sich aber
auf eine Studiendauer von zehn Semestern
verständigt. Die gemeinsame Strukturvor-
gabe sehe für ein konsekutives Bachelor-/
Masterstudium sechs plus vier oder acht
plus zwei Semester vor. Bauer erwartet,
dass die Uni innerhalb eines Jahres ein
Konzept vorlegt, das mit den Vorgaben
übereinstimmt. WelchemModell sie folge,
stehe imBelieben derUni Stuttgart.

Bundesweit gibt es nach Angaben des
Ministeriums nur dasModell sechs Semes-
ter Bachelorstudium und vier Semester
Master.EinzigeAusnahmesei dieTUMün-
chen. Dort nutzen die Architekten die Re-
gelung, dass Kunsthochschulen in künstle-
rischen Kernfächern Studiengänge mit bis
zu sechs Jahren Gesamtstudienzeit ein-
richten können.

Für denBDA verweist Peter Schürmann
darauf, dass im Ausland von den USA bis
Australien achtsemestrige Bachelorstu-
diengängeüblichseien.SechsSemester sei-
en zu kurz, um den Anspruch einer Berufs-
qualifikation zu erfüllen. Das Ausland
schüttle den Kopf darüber, wie man in
Deutschland und in Baden-Württemberg,
das bekannt sei für sein gutes Architektur-
studium, „derart die eigenen Qualitäten
undRessourcen aufs Spiel setzen könne“.

Das Statistische Bundesamt weist die
TU Berlin im Wintersemester 2011/12 als
die größte Ausbildungsstätte für Architek-
ten inDeutschland aus (1688 Studierende),
es folgt Stuttgart mit 1275. Die TU Mün-
chen rangiert zahlenmäßig hinter Darm-
stadt undAachenauf dem fünftenPlatzmit
1131 erfassten Studenten. ral

Universität Der Landesverband
pocht auf acht Semester für
die Bachelor-Ausbildung.

Architekten

gegen kürzeres

Studium

DAHINTER STECKT DIE IBK

KonferenzDas Klimawandel-Modellprojekt
wird von der 1972 gegründeten Internationalen
Bodenseekonferenz (IBK) veranstaltet. Sie
ist ein Zusammenschluss der an den See
angrenzenden Länder und Kantone.

Raum Baden-Württemberg und Bayern, die
Schweizer Kantone Schaffhausen, Zürich,
Thurgau, St. Gallen, Appenzell-Außerrhoden,
Appenzell-Innerrhoden sowie das österreichi-
sche BundeslandVorarlberg haben sich zum
Ziel gesetzt, die Bodensee-Region grenzüber-
schreitend als attraktivenNatur- undWirt-
schaftsraum zu erhalten und die Zusammen-
gehörigkeit zu stärken. 1998 schloss sich auch
das Fürstentum Liechtenstein der IBK an. lsw

Prostitution unter 21 Jahren soll verboten werden

D
ie CSU in Bayern will auf ihrer
Klausur vom 7. bis 9. Januar in
Wildbad Kreuth eine stärkere Re-

gulierung der Prostitution beschließen.
Dies dürfte auch als Vorlage für Pläne der
großenKoalition inBerlin dienen, Zwangs-
prostitution perGesetz einzudämmen.

Die CSU schlägt in einem Positions-
papier vor, das gesetzlicheMindestalter für
Prostituierte von 18 auf 21 Jahre heraufzu-
setzen, um unerfahrene Frauen insbeson-
dere aus Osteuropa zu schützen. Zudem
soll allen betroffenen Frauen eine Melde-
pflicht bei den Behörden und Kontrollen
durch das Gesundheitsamt auferlegt wer-
den. In einem Prostitutionsstättengesetz

sollen die Kontrollrechte der Ordnungsbe-
hörden verbessert werden. Ähnliche Über-
legungen gibt es bei der Stadt Stuttgart.

SchützenhilfebekommtdieCSUausBa-
den-Württemberg. Die Anhebung der Al-
tersgrenze reiche nicht aus, umMenschen-
handel einzudämmen, sagte die CDU-Lan-
desvize Annette Widmann-Mauz. „Im
Kontextmit anderenMaßnahmen kann sie
aber sicherlich Sinn machen und Anhalts-
punkte zur Unterscheidung zwischen lega-
ler und illegaler Prostitution geben.“ Die
Parlamentarische Staatssekretärin im
Bundesgesundheitsministeriumhat für die
CDU federführend den Koalitionsvertrag
auf diesem Feld verhandelt. Auch sie plä-

diert für eine verpflichtende Anmeldung
der Prostituierten bei denBehörden.

Grünen-Landeschefin Thekla Walker
zeigt sich mit einer höheren Altersgrenze
einverstanden. „Es gibt auch andereBerufe
und Tätigkeiten, die aus gutem Grund erst
ab 21 Jahren ausgeübt werden dürfen; und
gerade im Prostitutionsgewerbemussman
sich behaupten können und über eine ge-
wisse Reife verfügen.“ Damit seien die
Frauen aber nicht genügend geschützt.
„Wir müssen den Straftatbestand der Aus-
beutung enger fassen“, forderte Walker.
„Viele Prostituierte gehen ihrem Job
scheinbar freiwillig, aber auf der Basis
einer schlimmen sozialen Notlage nach.“
Es sollten auch diejenigen bestraft werden,
die diese Lage ausnutzen. Inwieweit die
Freier zu bestrafen sind, wird in der großen
Koalition in Berlin noch besonders inten-
siv diskutiertwerden. ms/dpa

Menschenhandel Die CDU-Landesvize Annette Widmann-Mauz und
Grünen-Landeschefin Thekla Walker unterstützen die CSU-Position.

Umweltminister Franz Untersteller (Grüne)will
als Vorsitzender der Umweltministerkonferenz
(UMK) die Energiewende ganz oben auf die
Agenda setzen. Baden-Württemberg hat
das Amt zum Jahreswechsel von Thüringen
übernommen. Die UMK ist eine Fachminister-
konferenz, in der sich die Umweltminister des
Bundes und der Länder koordinieren. lsw

Persönlich

Franz Untersteller

Chef der Umweltminister

Der frühereMinisterpräsident StefanMappus (CDU) hat den Aktienrückkauf imHerbst 2010 eingefädelt. Foto: dpa

„Ichbin
überzeugt,
dass die
Vorwürfe
unzutreffend
sind.“
Der Finanzexperte
W. Ballwieser

Baden-Baden

Auch SPD-Mann

will OB werden

Vor der OB-Wahl in Baden-Baden hat ein
dritterKandidat seinenHut indenRing ge-
worfen: Der SPD-Politiker Michael Geg-
gus, bisher zweiterBürgermeister der badi-
schen Stadt, meldete am Donnerstag seine
Kandidatur für den Chefsessel im Rathaus
an.DieBewerbungsfrist für dieWahl am16.
März endet am17. Februar.Der amtierende
Rathauschef Wolfgang Gerstner (CDU)
verlässt das Amt aus persönlichen Grün-
den.Geggus (58) sagte, er trete aus eigenem
Entschluss an, sei aber bei denParteifreun-
den auf positive Resonanz gestoßen. Bei
den beiden anderenKandidaten handelt es
sich um die 52-jährige Karlsruher Wirt-
schaftsbürgermeisterin Margret Mergen
(CDU) und den parteilosen Wirtschafts-
wissenschaftlerHorst Richter (57). lsw
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